Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Öertliche Zuständigkeit für die Bevormundung einer unmündigen Person

Problem- und Fragestellung

Eltern lebten bis 1992 mit Peter, geb. 12.5.1987 (und zwei inzwischen mündigen Kindern) in der Gemeinde L im Kanton X. 1992 trennten sie sich, die Mutter zog am 1.6.1993 in die Gemeinde M. Peter wohnte seit 1992/1993 bei einer den Eltern bekannten Familie in L. Seit 1996 war er in Sonderschul -Wocheninternaten und verbrachte die Wochenenden und Ferien bei der Pflegefamilie in L. Die Eltern hatten kaum mehr Kontakt zu Peter.

Im Eheschutzverfahren (1992) wurden die Kinder unter die Obhut des Vaters gestellt, lebten allerdings nie bei ihm, sondern bei Pflegeeltern. Im Scheidungsurteil (5.11.1994) wurde die e.S. der Mutter zugesprochen, die Kinder, namentlich auch Peter, lebten aber auch nie bei ihr. Das Gericht hat bei der Scheidung für die Kinder eine Beistandschaft angeordnet. Den Beistand hat die VB der Gemeinde M. (gesetzlicher Wohnsitz der sorgeberechtigten Mutter) im Dezember 1995 ernannt und gleichzeitig mit den „Pflegeeltern“ von Peter einen Pflegevertrag abgeschlossen. Für die Pflegekosten kam bis heute die Sozialbehörde der Gemeinde L auf. Peter ist seit seiner Geburt bis heute in der Gemeinde L. „angemeldet“. Er ist, m.E. fälschlicherweise nie am Wohnsitz des gesetzlichen Vertreters angemeldet worden.

Am 08.09.1999 zog die Mutter nach Z im Kanton Y um. Die Beistandschaft über Peter wurde nicht an die neue Gemeinde Z übertragen, sondern in M weitergeführt, weil sich die Gemeinde M mit dem Fall am besten vertraut fühlte.

Am 28.6.02 ist die Mutter in Z. gestorben.

Peter muss in eine teure Erziehungseinrichtung und die Gemeinde L wehrt sich dagegen, weiterhin für die Kosten aufzukommen und meint die Gemeinde M müsse dafür aufkommen (abgesehen davon, dass für Peter jetzt andere Versicherungsansprüche (Waisenrente, EL) geltend gemacht werden können). 

Da für Peter durch den Tod der Mutter zwingend eine Vormundschaft nach Art. 368 ZGB errichtet werden muss und später gemäss Art. 7, Abs. 3, lit. a ZUG die Gemeinde am Sitz der VB, unter deren Vormundschaft er steht, für die Kosten aufkommen muss, hat die Frage der örtlichen Zuständigkeit für die Errichtung der Vormundschaft eine zusätzliche Bedeutung.

Der Vater hatte einen Hirnschlag erlitten, ist invalid und lebt in einem Pflegeheim. Die e.S. kann ihm nicht übertragen werden.

Es stellen sich mir folgende Fragen:

· Ist gem. Art. 315 Abs. 1 ZGB die Gemeinde Z (obwohl er nicht dort angemeldet ist, m.E. er aber dort den gesetzlichen Wohnsitz hätte) verpflichtet, die Massnahme zu errichten und zu führen?

· Kommt Art. 315 Abs. 2 ZGB zur Anwendung? Dabei stellt sich allerdings die Frage, ist der Aufenthaltsort die Gemeinde L. als Wohnsitz der (Wochenend-Pflegeltern) oder ist es die Gemeinde wo die Sonderschule ihren Sitz hat. 

· Ist es die Gemeinde M welche die heutige Beistandschaft führt, weil diese die ursprünglichen Kindesschutzmassnahmen angeordnet und sie beim Wechsel des gesetzlichen Wohnsitzes von Peter nicht an die Gemeinde Z übertragen hatte. (Allerdings waren die „Schriften“ von Peter nie in M sondern immer in L)

Erwägungen

1. Als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge gilt der Wohnsitz der Eltern oder, wenn die Eltern keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, der Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das Kind steht; in den übrigen Fällen gilt sein Aufenthaltsort als Wohnsitz (Art. 25 ZGB). Ein Kind hat damit folgenden Wohnsitz
:


· Kind unter gemeinsamer elterlicher Sorge von Mutter und Vater, welche einen gemeinsamen Wohnsitz haben: Gemeinsamer Wohnsitz der Eltern. 

· Kind unter gemeinsamer elterlicher Sorge von Mutter und Vater, welche einen unterschiedlichen Wohnsitz haben: Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das Kind steht. Befindet sich das Kind nicht in Obhut eines der Eltern, so ist der Aufenthaltsort des Kindes sein Wohnsitz. 

· Kind unter elterlicher Sorge eines einzigen Elternteils: Wohnsitz dieses Elternteils, auch wenn sich das Kind nicht in dessen Obhut befindet.


Es handelt sich dabei immer um einen abgeleiteten Wohnsitz, der nicht davon abhängig ist, ob das Kind bei den Einwohnerkontrollbehörden angemeldet wird. Er entsteht von Gesetztes wegen.


2. Es ist zu beachten, dass nebst der Wohnsitzbehörde auch die Aufenthaltsbehörde zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen zuständig ist, sofern das Kind bei Pflegeeltern lebt (Art. 315 ZGB). Das gilt für alle Kindesschutzmassnahmen unter Einschluss der Errichtung der Vormundschaft
. 


3. Die Eltern hatten ab 1.6.93 zwar die gemeinsame elterliche Sorge, aber einen unterschiedlichen Wohnsitz und keine (faktische) Obhut über das Kind. Somit befand sich der Wohnsitz von Peter bis zur Scheidung der Eltern in L. Mit dem Scheidungsurteil übertrug das Gericht die elterliche Sorge allein der Mutter, womit der Wohnsitz von Peter dem Wohnsitz der Mutter folgte, unbesehen dessen, dass er bei Dritten untergebracht war. Somit ist ab 5.11.1994 der gesetzliche (abgeleitete) Wohnsitz von Peter die Gemeinde M, ab 8.9.99 die Gemeinde Z. Zivilrechtlich müsste Peter nun in Z. angemeldet sein, weil die Mutter 1999 nach Z gezogen ist. Dass die Gemeinde L bisher Unterstützungsbehörde blieb und die Gemeinde M die Beistandschaft nicht übertrug, ändert daran nichts. Die Führung der Massnahme ist nicht zwingend an den Wohnsitz gebunden, nur die Errichtung. Damit die Massnahme jeweilen dem Wohnsitz folgt, bedarf es eines besondern behördlichen Übertragungsverfahrens.


4. Zuständig zur Anordnung der Vormundschaft ist im vorliegenden Fall primär die gesetzliche Wohnsitzbehörde, d.h. die Gemeinde Z, sei das Kind dort angemeldet oder nicht. Fehlt die Anmeldung, handelt es sich um ein administratives Manko, das keinen Einfluss hat auf die zwingende Natur des abgeleiteten Wohnsitzes. Dass die Gemeinde L Unterstützungswohnsitz bleibt, ist mit Blick auf Art. 7 Abs. 3 lit. 1 ZUG nicht zu befürchten, denn der bisherige, eigene Unterstützungswohnsitz gemäss Art. 7 Abs. 3 Bst. C ZUG geht mit der Bevormundung unter, an seine Stelle tritt der Unterstützungswohnsitz am Sitz der bevormundenden Behörde
. 


5. Schlussfolgerung: Die Gemeinde Z hat die Vormundschaft zu errichten und bildet künftig auch Unterstützungswohnsitz.

HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter
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